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Offentliche Bekanntmachungen

Offentlicher Dienstleistungsauftrag fiir die
Direktvergabe o6ffentlicher Personenverkehrs-
dienste durch die Stadt Miinster an die Stadt-
werke Miinster GmbH

Inkrafttreten der 2. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Nr. 441:
Gievenbeck - Ramertsweg/Dieckmannstral3e/
Roxeler Stral3e im Bereich des an der

Roxeler Stral3e gelegenen SB-Warenhauses

Bekanntmachungen gemal3 § 5 Abs. 2
des Gesetzes iiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (UVPG)

Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung
des Entwurfs der ordnungsbehordlichen
Verordnung der Bezirksregierung Miinster
zur Ausweisung des Naturschutzgebietes
,Emmerbach” im Gebiet der Stadt Miinster

Satzung zur Anderung der Abwasser-
gebiihrensatzung der Stadt Miinster (AGS)

Satzung zur Anderung der Gewissergebiihren-
satzung der Stadt Miinster (GGS)

Tarif fiir Leistungen der Abfallwirtschafts-
betriebe im Jahr 2018

Umlegungsgebiet U 13: Wolbeck-Nord

Bekanntmachung gemal § 5 Abs. 2 des
Gesetzes liber die Umweltvertraglichkeits-
prifung (UVPG)

Aufnahme von Kraftloserklarungen
Aufnahme eines Aufgebotes

Benachrichtigung iiber 6ffentliche Zustellun-
gen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW

Offentlicher Dienstleistungsauftrag

fiir die Direktvergabe o6ffentlicher
Personenverkehrsdienste durch die Stadt
Miinster an die Stadtwerke Miinster GmbH

hier: Gewahrung eines ausschlieRlichen Rechts

Die Stadt Miinster hat einen 6ffentlichen Dienstleis-
tungsauftrag gemal Art. 3 Abs. 1i.V.m.Art.5 Abs. 2
VO 1370/2007 direkt an die Stadtwerke Miinster GmbH
vergeben. Der 6ffentliche Dienstleistungsauftrag tritt
am 1.1.2018 in Kraft.

Die Bekanntmachung der beabsichtigten Direktverga-
be erfolgte am 23.4.2016 im TED (2016/S 080-141502)
einschlieBlich der Information tiber die beabsichtigte
Gewdhrung eines ausschlieBlichen Rechts.

In dem offentlichen Dienstleistungsauftrag wird der
Stadtwerke Miinster GmbH in & 5 ein ausschlieBliches
Recht gewdhrt.

Es ergeht folgender

Bescheid iiber die Gewdhrung eines ausschlieBlichen
Rechts gemald Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 in
Verbindung mit § 8a Abs. 8 PBefG und einem verge-
benen 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag (Ratsbe-
schluss vom 22. 3. 2017, Vorlage V/0063/2017)

1. AusschlieRliches Recht

Die Stadt Miinster gewdhrt der Stadtwerke Miinster
GmbH gemald § 8a Abs. 8 PBefG zum Schutz des betrau-
ten Verkehrsangebots mit Wirkung zum 1. 1. 2018 das
ausschlieBliche Recht, auf den durch die Anlage 2b (des
offentlichen Dienstleistungsauftrags) nachgewiesenen
Linienkorridoren und Haltestellen Personenbeférderung
im Linienverkehr mit Bussen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3,8 9 Abs. 1,
§ 42) fiir die Laufzeit dieser Dienstleistungskonzession
nach folgenden MalRgaben durchzufiihren:

1. Der raumliche Geltungsbereich des ausschlieBlichen
Rechts ist begrenzt auf die von den Linienkorridoren
umfassten offentlichen StralRen und die Bedienung
derin der Anlage 2b aufgefiihrten Haltestellen aulBer-
halb der Linienkorridore.
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2. Der zeitliche Geltungsbereich des ausschlieBlichen
Rechts ist begrenzt auf die im jeweiligen Nahver-
kehrsplan fiir die Linienverkehre der Stadtwerke
Miinster GmbH geltenden Betriebszeiten fiir das
Tages- und Nachtangebot der Stadtwerke Miinster
GmbH. Es kann 24 Stunden an allen Tagen umfassen.

Die AusschlieRlichkeit beinhaltet das Verbot fiir andere
Verkehrsunternehmen, Linienverkehre im OSPV mit
Bussen als Genehmigungsinhaber oder Betriebsfiihrer
gemald PBefG durchzufiihren. Von dem Verbot sind fol-
gende Verkehre ausgenommen:

1. Linienverkehre anderer Verkehrsunternehmen, die
die Linienkorridore und Haltestellen gemalk Anlage
2a befahren, bzw. bedienen und als Gebietsgrenzen
Uberschreitende Verkehre mit der Stadt Miinster
rechtsformlich abgestimmt sind.

2. Linienverkehre mit Bussen gemal § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 9,
§ 42 PBefG, die von der Stadtwerke Miinster GmbH
in Kooperation mit einem anderen Verkehrsunter-
nehmen als Unternehmer gemaR § 3 PBefG erbracht
werden (z. B. Gemeinschaftsgenehmigungen, einge-
raumte Betriebsfiihrung). Vom Verbot ausgenom-
men ist der Leistungsanteil des anderen Verkehrs-
unternehmens gemdld dem am 1. 1. 2018 geltenden
Fahrplan bzw. Mehrleistungen aufgrund einer Verein-
barung mit der Stadtwerke Miinster GmbH.

3. Linienverkehre mit Bussen gemal § 2 Abs. 1 Nr. 3,89,
§ 42, § 43 (die fiir die Allgemeinheit gedffnet sind)
PBefG, einschliellich Biirgerbusse bis maximal neun
Personen Kapazitdt, mit einem Fahrgastpotenzial
unter 30 Fahrgaste pro Tag und Linie.

4. Veranstaltungsverkehre ungeachtet des genehmi-
gungsrechtlichen Status (Genehmigung gemal3 8§ 42
und 43 PBefG, einstweilige Erlaubnis gemaR § 20
PBefG).

5. Stadtrundfahrten, die als Linienverkehre mit Bussen
gemadld § 2 Abs. 1 Nr. 3, 89, § 42 PBefG genehmigt
sind.

6. Die im jeweiligen fiir das Gebiet der Stadt Miinster
giltigen Nahverkehrsplan aufgefiihrten Linienverkeh-
re mit Bussen gemal3 § 2 Abs. 1 Nr. 3, § 9, § 42 PBefG
anderer Verkehrsunternehmen mit der im Nahver-
kehrsplan vorgesehenen Bedienungsfunktion (Ver-
taktung, Betriebszeitfenster).

Die Stadt Miinster wird weitere (eigenwirtschaftliche
oder gemeinwirtschaftliche) Linienverkehre auf Antrag
vom ausschlieRlichen Recht ausnehmen (z. B.im Zuge
der Fortschreibung des Nahverkehrsplans oder in Form
von Einzelgenehmigungen), sofern diese die geschiitz-
ten Verkehrsleistungen nicht beeintrachtigen. Die Stadt
Miinster veroffentlicht das ausschlieRliche Recht auf
ihrer Internetseite und in ihrem Amtsblatt.

Begriindung
1.  Sachverhalt

Die Stadt Minster ist Aufgabentrdger fir den straenge-
bundenen OPNV und damit zustindige ortliche Behor-
de nach der VO 1370/2007.
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Zur Sicherung einer ausreichenden Verkehrsbedienung
entsprechend den Standards im geltenden Nahver-
kehrsplan und ausfiillenden Beschliissen des Stadtrats
der Stadt Miinster hat die Stadt Miinster beschlossen,
die Stadtwerke Miinster GmbH mit der Erbringung von
Personenverkehrsdiensten im Wege der Direktvergabe
eines offentlichen Dienstleistungsauftrags gemald Art. 5
Abs. 2 VO 1370/2007 mit Wirkung zum 1. 1. 2018 bis
zum 31.12.2027 zu betrauen.

Der offentliche Dienstleistungsauftrag umfasst samtli-
che Linienverkehre der Stadtwerke Miinster GmbH mit
Bussen und sonstigen Kraftfahrzeugen gemal3 § 2 Abs. 1
Nrn. 1 und 3, § 9, § 42 PBefG und fiir die Allgemeinheit
geoffnete Linienverkehre gemald § 43 PBefG.

2.  Rechtslage
2.1 Formelle RechtmaRigkeit

Die Stadt Miinster gewdhrleistet im Rahmen ihrer Da-
seinsvorsorge die Bereitstellung eines leistungsfahigen
offentlichen Personennahverkehrsangebots auf ihrem
Gebiet. Die Stadt Miinster ist zustandiger Aufgabentra-
ger und zustindige ortliche Behorden fiir den OPNV und
fir die Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrsbe-
dienung der Bevolkerung auf ihrem Gebiet zustdndig
(8§ 1,4 RegG, § 8 Abs. 3 PBefG, Art. 2 lit. b VO 1370/2007,
§ 3 Abs. 1 und 2 OPNVG NRW). Sie trigt die Verant-
wortung fiir Planung, Organisation, Ausgestaltung und
Finanzierung des OPNV, sofern er auf Genehmigungen
nach dem PBefG beruht (6ffentlicher StralBenpersonen-
verkehr — OSPV).

Die Stadt Minster bedient sich zur Sicherstellung des
OPNV fiir das von ihr festgelegte Liniennetz der Stadt-
werke Miinster GmbH. Hierzu hat die Stadt Miinster
einen offentlichen Dienstleistungsauftrag an die Stadt-
werke Miinster GmbH vergeben.

Die gemald § 14 Abs. 1 Nr. 1 PBefG anhorungsberech-
tigten Verkehrsunternehmen sind gemal(3 § 28 VwVfG
NRW schriftlich tiber die beabsichtigte Gewdhrung eines
ausschlielBlichen Rechts unter Mitteilung des beab-
sichtigten raumlichen und zeitlichen Geltungsbereichs
informiert worden. Ihnen wurde binnen einer Frist von
zwei Wochen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
Es wurden keine Einwendungen erhoben.

2.2 Materielle RechtmaRigkeit

Der 6ffentliche Dienstleistungsauftrag wurde von der
Stadt Miinster rechtmdRig an die Stadtwerke Miinster
GmbH nach den Bestimmungen der VO 1370/2007 und
des PBefG vergeben.

Das PBefG enthalt die Befugnis zur Direktvergabe ge-
mald Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 in § 8a Abs. 3. Diese
Befugnis steht der Stadt Miinster als Aufgabentrager fiir
den straBengebundenen OPNV gemiR § 3 Abs. 2 Satz 2
OPNVG NRW zu.

Die Wirksamkeit des 6ffentlichen Dienstleistungsauf-
trags kann vergaberechtlich nicht mehr angegriffen
werden.

Das ausschlieRliche Rechtistin § 5 des 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrags ausreichend bestimmt be-



schrieben, um es in diesem Bescheid vollziehen zu kdn-
nen.

Die Gewdhrung eines ausschlieBliches Rechts zum
Schutze der vom o6ffentlichen Dienstleistungsauftrag
erfassten Linienverkehre steht im Ermessen der Stadt
Miinster als zustandige ortliche Behorde (§ 8a Abs. 8
Satz 1 PBefG).

Die Stadt Miinster hat sich zur Gewdhrung eines aus-
schlieBlichen Rechtes aus folgenden Griinden entschie-
den:

Die Linienverkehre der Stadtwerke Miinster GmbH sind
verkehrlich, betrieblich und wirtschaftlich integriert.
Durch die verkehrliche Integration werden insbesonde-
re Verkniipfungen fiir den Fahrgast beim Umsteigen zwi-
schen verschiedenen Linien gewdhrleistet. Die betrieb-
liche Integration ermdglicht einen effizienten Einsatz
von Fahrpersonal und Fahrzeugen durch eine optimale
Umlauf- und Dienstplanung, der das wirtschaftliche
Ergebnis der betrauten Verkehrsleistungen verbessert.

Die wirtschaftliche Integration bewirkt, dass Linien-
verkehre mit einem hohen Kostendeckungsgrad und
solche mit einem niedrigen Kostendeckungsgrad per
Saldo im Ergebnis der gemeinwirtschaftlichen Leistung
der Stadtwerke Miinster GmbH zusammengefasst und
zum Ausgleich gebracht werden. Hierdurch wird der
Ausgleichsbedarf erheblich gesenkt und eine wirtschaft-
liche Verkehrsgestaltung ermoglicht (§ 8 Abs. 3a Satz 1
PBefG).

Das entspricht den berechtigten Interessen der Stadt
Miinster, den Ausgleichsbedarf fiir den betrauten Linien-
verkehr geringstmoglich zu halten.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass andere
Verkehrsunternehmen Antrdge fiir einzelne, wirtschaft-
lich lukrative Linien stellen. Wegen des Vorrangs der
Eigenwirtschaftlichkeit miisste solchen Antragen statt-
gegeben werden und das vergebene Zielnetz wiirde
geschwdcht werden.

Gegen dieses Risiko kann die Stadt Miinster dadurch
vorbeugen, dass sie Versagungsgriinde gemald § 13
PBefG setzen.

Als zwingende Versagungsgriinde kommen & 13 Abs. 2
Nr. 2 PBefG, ndmlich die Gewdhrung eines ausschlieR-
liche Rechts gemdld diesem Bescheid oder § 13 Abs. 2
Nr. 3 lit. d) PBefG in Betracht, der Verkehrsnetze und
Linienbiindel in Nahverkehrsplanen schiitzt (Abwehr
sog. Rosinenpickerei).

Die Stadt Miinster hat sich entschieden, neben dem Ver-
sagungsgrund des § 13 Abs. 2 Nr. 3 lit. d) PBefG auch ein
ausschlieBliches Recht zur Abwehr von Antragen dritter
Verkehrsunternehmen zu gewdhren.

Der Versagungsgrund der ,Rosinenpickerei” allein ist
aus Sicht der Stadt Miinster nicht ausreichend sicher, um
den offentlichen Dienstleistungsauftrag bis zum Ende
seiner Laufzeit in seinem vollen Bestand zu schiitzen.

Der Versagungsgrund ist mit dem novellierten PBefG
zum 1.1.2013 in Gesetzeskraft erwachsen. Zu seinen
materiellen Anforderungen (Vorhandensein eines Ver-

kehrsnetzes oder eines Linienbiindels im Nahverkehrs-
plan) liegt noch keine ober- oder hochstrichterliche
Rechtsprechung vor, sodass Risiken bestehen, dass das
durch die Linien der Stadtwerke Miinster GmbH gebil-
dete Verkehrsnetz als solches im Sinne von § 13 Abs. 2
Nr. 3 lit. d) PBefG nicht anerkannt wird oder die Linien-
biindelung im Streitfalle keinen Bestand hat.

In dieser Situation der rechtlichen Unsicherheit ent-
spricht es einem vorausschauenden Verwaltungshan-
deln der Stadt Miinster und macht es erforderlich, auch
ein ausschlieBliches Recht zum Schutz des 6ffentlichen
Dienstleistungsauftrags als weiteren Versagungsgrund
zu gewahren.

Das ausschlieRliche Recht ist weiterhin erforderlich, um
eigenwirtschaftliche Initiativverkehre, die keinen unmit-
telbaren Bezug zum Zielnetz haben, aber ein erhebliches
Fahrgastpotenzial von der betrauten Verkehrsleistung
abziehen kdnnten, auszuschlieBen.

Die Ausgestaltung des ausschlielBlichen Rechts ist ange-
messen.

Das ausschlieRliche Recht beschrankt sich auf den
Schutz der wesentlichen Linienkorridore und Haltestel-
lenbedienung innerhalb dieser Linienkorridore der im
offentlichen Dienstleistungsauftrag vergebenen Ver-
kehrsleistungen.

Dieser raumliche Geltungsbereich istin der Anlage
2b des offentlichen Dienstleistungsauftrags eindeutig
bestimmt.

Das Zielnetz gewdhrleistet innerhalb des rdumlichen
Geltungsbereichs des ausschlieBlichen Rechts eine
ausreichende Verkehrsbedienung. Aufgrund des Ange-
botsstandards der Stadtwerke Miinster GmbH ist eine
sehr hohe Marktausschopfung gegeben, die im Falle von
Verkehren Dritter eine Schwdchung der Linienverkehre
des offentlichen Dienstleistungsauftrags zur Folge hétte.

Die zeitliche Geltung des ausschlieBlichen Rechts ist
gemal den Bedienungszeiten der Stadtwerke Miinster
GmbH festgelegt, die den Festlegungen des Nahver-
kehrsplans entsprechen (derzeit 3. Nahverkehrsplan
2015, Abschn.9.3.3).

Vom ausschlieRlichen Recht ausgenommen sind Ver-
kehrsleistungen anderer Verkehrsunternehmen, die das
Verkehrsangebot des Zielnetzes ergianzen.

Im Ausgangspunkt werden die im Zeitpunkt des Be-
scheiderlasses von anderen Verkehrsunternehmen mit
Unternehmerstatus nach dem PBefG erbrachten Linien-
verkehre zugelassen. Die Ausnahmen vom ausschlief3-
lichen Recht zeigen, dass das ausschlieRliche Recht auf
den notwendigen Schutz der mit dem o6ffentlichen
Dienstleistungsauftrag vergebenen Verkehrsleistungen
auf den wesentlichen Linienkorridoren begrenzt ist.

Die Ausnahmen vom ausschlieBlichen Recht sind durch
die getroffenen Bezugnahmen auf objektive und trans-
parente Quellen (Nahverkehrsplan, Liniengenehmi-
gungen, Fahrplan) sowie Auskunftsstellen ausreichend
bestimmt.
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Linienverkehre mit einem geringen Fahrgastpotenzial
werden gemald § 8a Abs. 8 Satz 4 PBefG zugelassen und
fiir die Rechtspraxis ausreichend bestimmt.

Wegen der langen Laufzeit der Rechtsgewdhrung raumt
die Stadt Miinster jedem Verkehrsunternehmen die
Maoglichkeit ein, einen beabsichtigten eigenwirtschaft-
lichen Verkehr vorzuschlagen und einen Antrag auf eine
Ausnahmebewilligung vom ausschlieBlichen Recht fiir
diesen Verkehr zu stellen. Die Stadt Miinster wird solche
Antrdge pflichtgemal daraufhin priifen, in welchem
Mal3e sie die an die Stadtwerke Miinster GmbH vergebe-
nen Verkehrsleistungen beeintrachtigen. Im Falle einer
unerheblichen Beeintrachtigung werden sie fiir diese
Verkehre eine Ausnahme vom ausschlielRlichen Recht
bewilligen.

Die Stadt Miinster wird gemeinwirtschaftliche Verkehrs-
leistungen auf ihrem Gebiet zulassen, die sie an andere
Verkehrsunternehmen vergibt oder deren Vergabe
durch einen anderen Aufgabentrager ihre Zustimmung
gefunden hat.

Miinster, den 7. Dezember 2017
Der Oberbiirgermeister
Markus Lewe

Anlage 2b

Offentlicher Dienstleistungsauftrag der Stadt Miinster
an die Stadtwerke Miinster GmbH

Erlauterung zu §5 Gewahrung eines ausschlieRlichen
Rechts

Die Stadt Miinster gewahrt der SWMS gemald § 8a Abs. 8
PBefG zum Schutz des betrauten Verkehrsangebots mit
Wirkung zum 1. 1. 2018 das ausschlieBliche Recht der

Bedienung der Haltestellen auf dem Korridor Domachse.

Darunter fallen nachfolgend genannte Haltestellen
» Hauptbahnhof,

« Raphaelsklinik,

« Engelenschanze,
« Klemensstrale,

e Domplatz,

« Aegidiimarkt,

¢ Picasso-Museum,
 Konigsstralde,

e Ludgeriplatz,

o Eisenbahnstralle,
o Altstadt/Biilt und
e Prinzipalmarkt.

Dartiber hinaus wird ein ausschlieRliches Recht auch fiir
die Haltestelle

o Coesfelder Kreuz

eingerdumt.
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Haltestellen fiir die ein ausschlieBliches Recht eingerdumt
wird

Inkrafttreten der 2. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans Nr. 441:
Gievenbeck - Ramertsweg/Dieckmannstral3e/
Roxeler Straf3e im Bereich des an der

Roxeler Stral3e gelegenen SB-Warenhauses

Ubersichtsplan Nr. 1
Bereich der 2. Anderung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans Nr. 441

Die vom Rat der Stadt Miinster am 13.12.2017 im
vereinfachten Verfahren gemaR § 13 Baugesetzbuch
(BauGB) als Satzung beschlossene 2. Anderung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans Nr. 441 wird gemal3
& 10 Abs. 3 BauGB bekanntgemacht.

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt die 2. Ande-
rung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 441
in Kraft.



Bei der Stadtverwaltung Miinster, im Kundenzentrum
Planen — Bauen — Umwelt im Erdgeschoss des Stadthau-
ses 3, Albersloher Weg 33, konnen wédhrend der Dienst-
stunden die Bebauungsplandnderung und die Begriin-
dung zur Bebauungsplandnderung eingesehen werden.

Die Abgrenzung des Bereichs der 2. Anderung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans Nr. 441 ist aus dem
abgedruckten Ubersichtsplan Nr. 1 zu ersehen.

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen
des BauGB und der Gemeindeordnung (GO NRW) wird
hingewiesen:

1. BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4:

»(3) Der Entschddigungsberechtigte kann Entscha-
digung verlangen, wenn die in den 8§ 39 bis 42
bezeichneten Vermogensnachteile eingetreten
sind. Er kann die Falligkeit des Anspruchs da-
durch herbeifiihren, dass er die Leistung der
Entschadigung schriftlich bei dem Entschadi-
gungspflichtigen beantragt.

(4) Ein Entschddigungsanspruch erlischt, wenn nicht
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeich-
neten Vermogensnachteile eingetreten sind, die
Falligkeit des Anspruchs herbeigefiihrt wird.”

2. BauGB § 215 Abs. 1:
,Unbeachtlich werden

1. einenach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-
liche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berticksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften (iber das
Verhaltnis des Bebauungsplans und des Flachen-
nutzungsplans und

3. nach & 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mangel des
Abwadgungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Be-
kanntmachung des Flichennutzungsplans oder der
Satzung schriftlich gegeniiber der Gemeinde unter
Darlegung des die Verletzung begriindenden Sach-
verhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a be-
achtlich sind.”

3. GONRW § 7 Abs. 6 Satz 1:

»Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige

ortsrechtliche Bestimmungen und Flachennutzungs-
plane nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) einevorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefiihrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flichennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemadld 6ffentlich bekanntgemacht worden,

c) derBirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
tiber der Gemeinde vorher geriigt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.”

Miinster, den 21. November 2017
Der Oberbiirgermeister
Markus Lewe

Bekanntmachungen gemaf § 5 Abs. 2
des Gesetzes iiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung (UVPG)

Okologische Verbesserung und streckenweise
Neutrassierung des Igelbachs
(Gew.-Nr. 33284)

Das Tiefbauamt der Stadt Miinster hat am 2. 8. 2017 ei-
nen Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung gemal
§ 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) fiir die 6kologische
Verbesserung und Neutrassierung des Igelbachs im Be-
reich des Golfplatzes Wilkinghege (Gew.-Nr. 33284) ge-
stellt. Der MaBnahmenbereich liegt im Gebiet der Stadt
Miinster im Bereich des Golfplatzes 6stlich der Steinfur-
ter Stral3e bis an die Gasselstiege westlich der Ortslage
Kinderhaus. Dabei handelt es sich um ein Vorhaben der
Nummer 13.18.2 (naturnaher Ausbau von Bachen, Gra-
ben, Riickhaltebecken und Teichen, kleinrdaumige natur-
nahe Umgestaltungen, wie die Beseitigung von Bach-
und Grabenverrohrungen [...]), der Anlage 1 UVPG. Nach
§ 7 Abs. 2 UVPG sowie Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG
war somit fiir das beantragte Vorhaben eine standortbe-
zogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte mit Eingang des Antrags auf
der Grundlage der vom Vorhabentrdger vorgelegten Un-
terlagen sowie eigener Informationen. Im Ergebnis die-
ser standortbezogenen Vorpriifung wurde festgestellt,
dass fiir das beabsichtigte Vorhaben keine Verpflichtung
zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung
besteht. Durch die streckenweise Neutrassierung und
die 6kologische Verbesserung des Igelbachs sind kei-

ne erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu
erwarten. Ausschlaggebend fiir diese Einschdtzung ist
eine nach MaRgabe der Kriterien der Anlage 3 des UVPG
durchgefiihrte Giberschligige Priifung mit dem Ergebnis,
dass sich keine Anhaltspunkte fiir eine relevante Beein-
trachtigung der Schutzgiiter im Sinne von § 2 Abs. 1
UVPG ergeben haben. Auch wenn durch das Vorhaben
besonders empfindliche Gebiete nach Anlage 2 Ziffer
2.3 UVPG betroffen sind (hier 2.3.6 geschiitzte Land-
schaftsbestandteile/Landschaftsschutzgebiet LSG-3911-
0004 und 2.3.10 Gebiete mit hoher Bevolkerungsdichte,
insbesondere zentrale Orte i. S. d. § 2 Abs. 2 Nr. 2 Raum-
ordnungsgesetz) sind keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen fir diese Gebiete zu erwarten.
Insbesondere wird das Landschaftsschutzgebiet durch
das Vorhaben seinem Schutzziel eher ndahergebracht
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und ist dartiber hinaus auch nur temporar beeinflusst.
Die Auswirkungen der geplanten MalRnahme beschran-
ken sich auf das unmittelbare Gewdsserumfeld bzw.
auf die Golfanlage. Sie sind nicht grenziiberschreitend
und hinsichtlich betroffener Bevolkerungsanteile (z. B.
betroffene Wohngebiete) sowie fiir die Fauna nur tem-
pordr. Durch die Neuplanung wird eine Verschlechte-
rung der Situation bei Hochwasser ausgeschlossen, im
Bereich der Siedlung sogar deutlich verbessert. Die zu
erwartenden und nicht vermeidbaren Beeintrachtigun-
gen (FlieBgewadsser-, Biotop- und Bodenverlust) werden
als ausgleichbare Eingriffe in Natur und Landschaft

(8§ 30 LNatSchG NRW) sowie als nicht erheblich und
nicht nachteilig angesehen.

Diese Feststellung ist gemald § 5 Abs. 3 UVPG nicht
selbststdandig anfechtbar. Die der Feststellung zugrun-
de liegenden Unterlagen konnen auf Antrag nach den
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes beim
Amt fir Griinflichen, Umwelt und Nachhaltigkeit der
Stadt Minster, Albersloher Weg 33, 48155 Miinster
eingesehen werden.

Az.:67/00A0/005958

Miinster, den 18. Dezember 2017

Der Oberbiirgermeister
i. V.

Matthias Peck

Stadtrat

Okologische Verbesserung der Hunnebecke
(Gewadsser-Nr. 332324) mit Ausbildung einer
Sekundaraue und Erneuerung des Durchlasses
im Bereich B 54

Das Tiefbauamt der Stadt Miinster hat am 23.12.2016
einen Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung
gemal § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zur 6kolo-
gischen Verbesserung der Hunnebecke mit Ausbildung
einer Sekunddraue und der Erneuerung des Durchlasses
im Bereich der B54 Auffahrt Nienberge gestellt. Das
Plangebiet liegt im Nordwesten der Stadt Miinster, im
Stadtteil Nienberge, im Dreieck B 54, Riischhausweg
und HilshoffstralRe. Dabei handelt es sich um ein Vorha-
ben der Nummer 13.18.2 (naturnaher Ausbau von Ba-
chen, Graben, Riickhaltebecken und Teichen, kleinrdu-
mige naturnahe Umgestaltungen, wie die Beseitigung
von Bach- und Grabenverrohrungen [...]) der Anlage

1 des UVPG. Nach § 7 Abs. 2 UVPG sowie Spalte 2 der
Anlage 1 zum UVPG war somit fiir das beantragte Vorha-
ben eine standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls
durchzufiihren. Die Feststellung erfolgte mit Eingang
des Antrags auf der Grundlage der vom Vorhabentrager
vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser standortbezogenen Vorpriifung wurde
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festgestellt, dass fiir das beabsichtigte Vorhaben keine
Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglich-
keitspriifung besteht. Durch die 6kologische Verbesse-
rung der Hunnebecke mit Ausbildung einer Sekundaraue
und der Erneuerung des Durchlasses im Bereich der B 54
Auffahrt Nienberge sind keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen zu erwarten. Ausschlaggebend fiir
diese Einschdtzung ist eine nach Maligabe der Kriterien
der Anlage 3 des UVPG durchgefiihrte iberschldgige Prii-
fung mit dem Ergebnis, dass sich keine Anhaltspunkte fiir
eine relevante Beeintrachtigung der Schutzgiiter im Sinne
von & 2 Abs. 1 UVPG ergeben haben. Auch wenn durch das
Vorhaben besonders empfindliche Gebiete nach Anlage

2, Ziffer 2.3 UVPG betroffen sind (hier 2.3.4 Biosphdren-
reservate nach § 25 BNatSchG und Landschaftsschutz-
gebiete nach § 26 BNatSchG - Landschaftsschutzgebiet
Schonebeck, Riischenfeld und Alvingheide), sind keine
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen fiir diese
Gebiete zu erwarten. Zwar stellt die MalBnahme einen
Eingriffin Natur und Landschaft dar, wegen der beabsich-
tigten Aufwertung und Optimierung des Naturhaushaltes,
der 6kologischen Durchgédngigkeit des Gewassers und

der dadurch mittel- bis langfristig gesehenen deutlichen
Aufwertung des Fliel3gewdssers und seiner Umgebung
sind hierin aber keine nachteiligen Umwelteinwirkungen
zu sehen. Dariiber hinaus fiihrt die Malnahme zu einer
Verbesserung des Hochwasserschutzes der im Umfeld
liegenden Anwohner.

Diese Feststellung ist gemal3 § 5 Abs. 3 UVPG nicht
selbstdndig anfechtbar. Die der Feststellung zugrun-
de liegenden Unterlagen konnen auf Antrag nach den
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes beim
Amt fiir Griinflichen, Umwelt und Nachhaltigkeit der
Stadt Miinster, Albersloher Weg 33, 48155 Miinster
eingesehen werden.

Az.: 67/00A0J005275

Miinster, den 18. Dezember 2017

Der Oberbiirgermeister
i.V.

Matthias Peck

Stadtrat

Okologische Verbesserung und Durchlass-
erneuerung am Edelbach (Gew.-Nr. 32998)
sowie Offenlegung Landwehrgraben

Das Tiefbauamt der Stadt Miinster hat am 24. 8. 2017 ei-
nen Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung gemaR
& 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) fiir die 6kologische
Verbesserung und Durchlasserneuerung am Edelbach
(Gew.-Nr. 32998) sowie die Offenlegung und Neutrassie-
rung des Landwehrgrabens gestellt. Der MalBnahmen-
bereich liegt im Gebiet der Stadt Miinster westlich des
Schifffahrter Damms und der ZufahrtsstralBe zur Hofla-
ge Stadtbdumer. Dabei handelt es sich um ein Vorhaben



der Nummer 13.18.2 (naturnaher Ausbau von Bdchen,
Graben, Riickhaltebecken und Teichen, kleinrdumige na-
turnahe Umgestaltungen, wie die Beseitigung von Bach-
und Grabenverrohrungen [...]), der Anlage 1 UVPG. Nach
§ 7 Abs. 2 UVPG sowie Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG
war somit fiir das beantragte Vorhaben eine standort-
bezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte mit Eingang des Antrags auf
der Grundlage der vom Vorhabentrager vorgelegten Un-
terlagen sowie eigener Informationen. Im Ergebnis die-
ser standortbezogenen Vorpriifung wurde festgestellt,
dass fiir das beabsichtigte Vorhaben keine Verpflichtung
zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprii-
fung besteht. Durch die 6kologische Verbesserung und
Durchlasserneuerung am Edelbach sowie die Offenle-
gung und Neutrassierung des Landwehrgrabens sind
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu
erwarten. Ausschlaggebend fiir diese Einschdtzung ist
eine nach MaRgabe der Kriterien der Anlage 3 des UVPG
durchgefiihrte Giberschligige Priifung mit dem Ergebnis,
dass sich keine Anhaltspunkte fiir eine relative Beein-
trachtigung der Schutzgiiter im Sinne von § 2 Abs. 1
UVPG ergeben haben. Auch wenn durch das Vorhaben
besonders empfindliche Gebiete nach Anlage 2 Ziffer
2.3 UVPG betroffen sind (hier 2.3.11 in amtlichen Listen
und Karten verzeichnete Denkmaler, Denkmalensemb-
les, Bodendenkmale sowie sonstige umweltrelevante/
okologische Empfindlichkeit des moglicherweise beein-
trachtigten Gebiets) sind keine erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen fiir diese Gebiete zu erwarten.
Zwar kommt es zu einem Eingriff in das System Land-
wehr mit Graben und Bachlaufsystem Edelbach, dieser
ist aber z. T. nur temporar und dariiber hinaus insgesamt
als 6kologische Aufwertung des Gewdssersystems zu
betrachten. Aufgrund der Renaturierung konnen natur-
ferne Liicken in dem zum Teil schon 6kologisch verbes-
serten Edelbachsystem weiter reduziert werden. Ferner
kommt es durch die Aufweitung des Edelbachdurchlas-
ses zu einer Verbesserung der Hochwassersituation.
Diese Feststellung ist gemal3 § 5 Abs. 3 UVPG nicht
selbststandig anfechtbar. Die der Feststellung zugrun-
de liegenden Unterlagen konnen auf Antrag nach den
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes beim
Amt fiir Griinflichen, Umwelt und Nachhaltigkeit der
Stadt Minster, Albersloher Weg 33, 48155 Miinster
eingesehen werden.

Az.:67/00A0/006096

Miunster, den 18. Dezember 2017
Der Oberbiirgermeister

i.V.

Matthias Peck

Stadtrat

Verlegung, naturnaher Ausbau und
okologische Verbesserung Getterbach
(Gew.-Nr. 3268)

Das Tiefbauamt der Stadt Miinster hat am 8.9.2017
einen Antrag auf Erteilung einer Plangenehmigung
gemal § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) fiir die
Verlegung, den naturnahen Ausbau und die 6kologische
Verbesserung des Getterbachs (Gew.-Nr. 3268) im Zu-
sammenhang mit dem Neubau der Bahnunterfiihrung
HeroldstraRe gestellt. Das Plangebiet liegt im Gebiet
der Stadt Miinster, Gemarkung Amelsbiiren, Flur 003
und Gemarkung Miinster, Flur 222. Dabei handelt es sich
um ein Vorhaben der Nummer 13.18.1 (sonstige der Art
nach nicht von den Nummern 13.1 bis 13.17 erfasste
Ausbaumalnahmen im Sinne des WHG) der Anlage 1
UVPG. Nach § 7 Abs. 1 UVPG sowie Spalte 2 der Anlage 1
zum UVPG war somit fiir das beantragte Vorhaben eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte mit Eingang des Antrags auf
der Grundlage der vom Vorhabentrdger vorgelegten
Unterlagen, der im Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 486 Mecklenbeck — Verlegte Heroldstra-
Re/Neuer DB-Haltepunkt — bereits durchgefiihrten Um-
weltpriifung sowie eigener Informationen. Im Ergebnis
dieser allgemeinen Vorpriifung wurde festgestellt, dass
fir das beabsichtigte Vorhaben keine Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung be-
steht. Durch die Offenlegung, Verschwenkung und den
6kologischen Ausbau des Getterbachs sind keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten.
Ausschlaggebend fiir diese Einschdtzung ist eine nach
Mal3gabe der Kriterien der Anlage 3 des UVPG durch-
geflihrte Giberschldgige Priifung mit dem Ergebnis, dass
sich keine Anhaltspunkte fiir eine relevante Beeintrach-
tigung der Schutzgiiter im Sinne von § 2 Abs. 1 UVPG
ergeben haben. Auch wenn durch das Vorhaben be-
sonders empfindliche Gebiete nach Anlage 2 Ziffer 2.3
UVPG betroffen sind (hier 2.3.10 Gebiete mit hoher Be-
volkerungsdichte, 2.3.11 in amtlichen Listen oder Karten
verzeichnete Denkmaler, Denkmalensembles, Boden-
denkmaler und sonstige umweltrelevante/6kologische
Empfindlichkeiten des moglicherweise beeintrachtigten
Gebiets), sind keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen fiir diese Gebiete zu erwarten. Insbe-
sondere ergeben sich fiir die vorhandene und geplante
Wohnbebauung keine Nachteile, da die Planung auch
die Verbesserung des Hochwasserschutzes der Anlieger
zum Ziel hat. Der Getterbach wird tiberwiegend unter
6kologischen Gesichtspunkten verlegt und somitim
Verhaltnis zum bestehenden Gewdsserlauf aufgewertet.
Eine Ausnahme bildet hierbei das ca. 70 m lange Trog-
bauwerk, das wegen der beengten Platzverhiltnisse
erforderlich wird. Da aber ein offenes Trogbauwerk zum
Tragen kommt und nicht eine im Bebauungsplan 486
zundchst vorgesehen Verrohrung, ist dies als optimierte
Planung (Verminderungsmalnahme) zu bewerten.

Diese Feststellung ist gemdl § 5 Abs. 3 UVPG nicht
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selbststandig anfechtbar. Die der Feststellung zugrun-
de liegenden Unterlagen konnen auf Antrag nach den
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes beim
Amt fiir Griinflichen, Umwelt und Nachhaltigkeit der
Stadt Minster, Albersloher Weg 33, 48155 Miinster
eingesehen werden.

Az.: 67/00AO/006137

Miinster, den 18. Dezember 2017

Der Oberbiirgermeister
i. V.

Matthias Peck

Stadtrat

Bekanntmachung der 6ffentlichen Auslegung
des Entwurfs der ordnungsbehordlichen
Verordnung der Bezirksregierung Miinster zur
Ausweisung des Naturschutzgebietes
,Emmerbach” im Gebiet der Stadt Miinster

Die Bezirksregierung Miinster — Hohere Landschaftsbe-
horde — beabsichtigt, Teile des Emmerbachs als Natur-
schutzgebiet auszuweisen.

Das Gebiet ist ca. 2 ha grolR und umfasst die folgenden
Flurstiicke:

Gemarkung Amelsbiiren
Flur 23 Flurstticke 213 tlw., 344 tlw., 350 tlw., 351 tlw.;

Flur 24 Flurstiicke 55 tlw., 56 tlw., 59 tlw., 60 tlw., 61 tlw.,
62 tlw,, 63 tlw., 72 tlw., 75, 76 tlw., 77 tiw,, 78 tlw.;

Flur 25 Flurstticke 12 tlw., 57 tlw., 70 tlw., 71 tlw., 72 tiw.,
73 tlw,, 75 tlw,, 77 tlw., 78 tlw., 79 tlw., 81 tlw., 93 tlw.,
94 tlw., 97 tlw., 105 tlw., 106 tlw., 110 tiw.;

Flur 26 Flurstiicke 24 tlw., 107 tlw., 108 tlw., 110 tlw.,
111 tiw, 112 tiw,, 113 tiw,, 144 tlw.;

Die Festsetzung des Naturschutzgebietes erfolgt gemald
§ 43 Abs. 1 Landesnaturschutzgesetz vom 15. Novem-
ber 2016 (GV NRW S. 934) durch ordnungsbehordliche
Verordnung. Der Entwurf dieser Verordnung liegt vom
15. 1. 2018 bis 15. 2. 2018 zur Einsichtnahme o6ffentlich
aus. Die Offenlegung erfolgt wahrend der Dienststun-
den bei der Stadtverwaltung Miinster, im Kundenzent-
rum Planen-Bauen-Umwelt im Erdgeschoss des Stadt-
hauses 3, Albersloher Weg 33, 48155 Miinster.

Offentlich ausgelegt werden der Entwurf des Verord-
nungstextes und folgende Karten: Ubersichtskarte (Anla-
ge 1), Detailkarte 1 (Anlage I1), Detailkarte 2 (Anlage IlI).

Wahrend der Auslegungsfrist konnen von Eigentiimern
und sonstigen Berechtigten zu der Verordnung schrift-
lich Bedenken und Anregungen sowie Stellungnahmen
vorgebracht oder beim Amt fir Griinflichen, Umwelt und
Nachhaltigkeit, Stadthaus 3, Zimmer D 510, Albersloher
Weg 33, 48155 Miinster zur Niederschrift erklart werden.

Neben der Offenlegung im Kundenzentrum des Stadt-
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hauses 3 kdnnen die Unterlagen auch im Internet bei
der Stadt Miinster unter www.stadt-muenster.de/
umwelt und der Bezirksregierung Miinster unter
www.bezreg-muenster.de/de/service/bekanntmachun-
gen/verfahren/natur_und_landschaftsschutz eingese-
hen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemals § 48 Absatz 3
Landesnaturschutzgesetz bei geplanten Naturschutz-
gebieten von der Bekanntmachung der 6ffentlichen
Auslegung nach & 48 Landesnaturschutzgesetz an bis
zum Inkrafttreten der Schutzverordnung, langstens drei
Jahre lang, alle Anderung verboten sind. Wenn beson-
dere Umstdnde es erfordern, kann die zustandige Na-
turschutzbehdrde durch 6ffentliche Bekanntmachung
die Frist bis zu einem weiteren Jahr verlangern. Die im
Zeitpunkt der Bekanntmachung ausgeiibte rechtmalige
Bewirtschaftungsform bleibt unberiihrt.

Miinster, den 30. November 2017
Der Oberbiirgermeister

i.V.

Matthias Peck

Stadtrat
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Satzung zur Anderung der Abwasser-
gebiihrensatzung der Stadt Miinster (AGS)

vom 11.11.2012
(Amtsblatt der Stadt Miinster 2012 S. 176)

in der Fassung der 1. Anderungssatzung vom 13.6. 2013
(Amtsblatt der Stadt Miinster 2013 S. 85)

und der 2. Anderungssatzung vom 13. 12. 2013 (Amts-
blatt der Stadt Miinster 2013 S. 213)

und der 3. Anderungssatzung vom 12. 12. 2014 (Amts-
blatt der Stadt Miinster 2014 S. 266)

und der 4. Anderungssatzung vom 16. 12. 2016 (Amts-
blatt der Stadt Miinster 2016 S. 253)

vom 18.12.2017
I

§ 2 (Gebuhrenarten/Bemessungsgrundlage) wird im
Punkt 2.3 wie folgt neu gefasst (Anderungen sind grau
unterlegt):

2.3 Wassermengen, die nicht der 6ffentlichen Ent-
wadsserungseinrichtung zugefiihrt werden, sind unter
Vorlage nachpriifbarer Unterlagen (z. B. Wasserzahler)
auf Antrag des Gebiihrenschuldners abzusetzen. Frisch-
wassermengen, die flir die Gartenbewdsserung genutzt
werden, werden ausschlieBlich mit Nachweis (iber einen
festinstallierten, geeichten Wasserzdhler abgesetzt.

Der Ein- und Ausbau bzw. Wechsel des Wasserzéhlers ist
durch eine in einem Installateurverzeichnis eines Was-
serversorgungsunternehmens eingetragene Fachfirma
vorzunehmen und der Stadt mit Nachweis der Fachfir-
ma anzuzeigen. Der Gebiihrenpflichtige hat jahrliche
Wasserabsatzmengen innerhalb von vier Wochen nach
Ablesung des Hauptwasserzdhlers, spatestens jedoch
zum 20. 1. des folgenden Kalenderjahres bei der Stadt
(Amt fiir Finanzen und Beteiligungen) einzureichen.
Eine Mitteilung des Gartenwasserzahlerstandes ist auch
erforderlich, wenn wahrend des Ablesezeitraums keine
absetzbare Wassermenge entstanden ist.

Im gemal § 1 Abs. 2 der Abwassergebiihrensatzung der
Stadt Minster beigefligten Gebihrentarif werden nach-
folgende Gebiihrensatze gedndert:

1. Schmutzwassergebiihr

1.1. Einleitung von normalem
Schmutzwasser je m3
(nicht verschmutzungs-
abhangige Gebiihr G1 =
verschmutzungsabhangige
Gebiihr G2 =

2. Niederschlagswassergebiihr

2.1 Einleitung von Niederschlagswasser je m?
bebaute und/oder befestigte
Grundsticksflache und Jahr

2,01€
1,17 €/m3

0,84 €/m?

0,66 €
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2.3 Einleitung von Niederschlagswasser je m?2
bebaute oder befestigte Fldche,
fir die ein Riickhaltevolumen nach § 2
Abs. 4 Ziff. 4.6 AGS vorgehalten wird
oder auf der sich Okopflaster befindet
=50%von 2.1

3. Gebiihr fiir die Einleitung von Drainage-
wasser, Grundwasser, Spiilwasser und
austretendem Wasser aus Trinkwasser-
leitungen nach § 2 Abs. 1 Ziff. 1.2 und
1.3 AGS

3.1 firdie Einleitung in die Schmutz- und
Mischwasserkanalisation je m3
(nicht verschmutzungsabhangige Gebiihr
G1 gem. Punkt 1.1)

3.2 firdie Einleitung in die Regenwasser-
leitung je m3

0,33 €

1,17 €

0,88 €

.
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 1. 1. 2018 in Kraft.

Die vorstehende Ortssatzung wird hiermit 6ffentlich
bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW wird
hingewiesen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flaichennutzungspline
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgefiihrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung
oder der Flaichennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mal3 6ffentlich bekannt gemacht worden,

¢) der Biirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegentiber der
Gemeinde vorher geriigt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Miinster, den 18. Dezember 2017
Der Oberbiirgermeister
Markus Lewe



Satzung zur Anderung der Gewisser-
gebiihrensatzung der Stadt Miinster (GGS)

vom 16.12. 2016
(Amtsblatt der Stadt Miinster 2016 S. 260)

vom 18.12.2017
I

Die Bezeichnung der Satzung wird die Begrifflichkeit
»Gewdsser zweiter Ordnung” durch ,sonstige Gewdsser”
wie folgt ersetzt:

Satzung der Stadt Miinster (iber die Erhebung von Ge-
bihren fiir den Unterhaltungsaufwand fir sonstige
Gewasser — Gewadssergebiihrensatzung (GGS) -

In den &8 1 und 2 wird ebenfalls die Begrifflichkeit
,Gewdsser zweiter Ordnung” durch ,sonstige Gewdsser"
wie folgt ersetzt:

& 1 Unterhaltungspflicht

Auf dem Gebiet der Stadt Miinster wird die Pflicht zur
Unterhaltung der sonstigen Gewdsser durch die Stadt
Miinster und die Unterhaltungsverbande , Hiltrup-
Amelsbiiren”, ,Havixbeck-Roxel”, , St. Mauritz-Altenber-
ge", ,Obere Stever” und ,Minster Stid-Ost“ erfiillt.

§ 2 Umlage des Unterhaltungsaufwandes

(1) Die Unterhaltungsverbande legen den ihnen aus der
Unterhaltung der sonstigen Gewasser entstehenden
Aufwand nach § 64 Abs. 2 LWG NRW innerhalb ihres
Gebietes auf die Erschwerer (z. B. Abwassereinleiter)
und die Gemeinden im seitlichen Einzugsgebiet im
Verhaltnis ihrer Gebietsteile im Einzugsgebiet um.

(2)Der danach von der Stadt Miinster an die Unter-
haltsverbande zu zahlende Betrag und der der Stadt
Minster selbst aus der Unterhaltung der sonstigen
Gewasser entstehende Aufwand wird fiir das jeweili-
ge Unterhaltungsgebiet gem. § 64 Abs. 1 LWG NRW
auf die Eigentiimer der im Stadtgebiet Miinster gele-
genen Grundstiicke (seitliches Einzugsgebiet) als Ge-
biihr gemald anliegendem Gebdiihrentarif umgelegt.
Eine Umlage des Aufwandes bzw. der Kosten erfolgt
nur, soweit der Aufwand bzw. die Kosten nicht durch
Anteile der sogenannten Erschwerer und Finanzie-
rungshilfen des Landes gedeckt sind.

IR
Diese Satzung tritt am 1. 1. 2018 in Kraft.

Gebiihrentarif zur Gewdssergebiihrensatzung
der Stadt Miinster

vom 13.12.2017

€/ha
Unterhaltungsbereich versiegelte | (ibrige
Flache Fliche
1. Unterhaltungsverband 88,37 1,71
»Hiltrup-Amelsbiiren”
2. | Unterhaltungsverband 157,16 2,67
,Obere Stever”
3. Unterhaltungsverband 88,87 1,99
»Havixbeck-Roxel“
4. Unterhaltungsverband 163,50 2,19
»St. Mauritz-Altenberge”
5. Unterhaltungsverband 295,92 1,49
,Miinster Siid-Ost*“
6. Unterhaltungsbereich 92,37 5,06
der Stadt Miinster

Die vorstehende Ortssatzung wird hiermit 6ffentlich
bekannt gemacht.

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW wird
hingewiesen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:

§ 7 Abs. 6 Satz 1

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flachennutzungspldne
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgefiihrt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung
oder der Flichennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mal 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Biirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegeniiber der
Gemeinde vorher geriigt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Miinster, den 18. Dezember 2017

Der Oberbiirgermeister
Markus Lewe
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Tarif fiir Leistungen der Abfallwirtschafts-
betriebe im Jahr 2018

vom 18.12.2017

Der Rat der Stadt Miinster hat den nachfolgenden Tarif

fiir Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe Miinster in
seiner Sitzung am 13. 12. 2017 beschlossen.

Fir Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe Miinster
ist, soweit es sich nicht um gebiihrenpflichtige Leistun-
gen handelt, ein privatrechtliches Entgelt entsprechend
den nachstehenden Sdtzen zu zahlen:

I. Personalkosten je Stunde

Hand- Fahrer  Hilfs-
werker  Egr.6 krifte
Egr. 7 Egr.4
Normalstunde: 38,25€ 36, 77€ 31,09¢€
1/6 Stundensatz: 6,38€ 613€ 5/18¢€
Zeitzuschldge je Stunde:
Hand- Fahrer  Hilfs-
werker  Egr.6  krafte
Egr. 7 Egr.4
Nachtarbeit
21 -6 Uhr 20% 3,30€ 320€ 296¢€
Samstags
13 -21 Uhr 20% 330€ 320€ 296¢€
Sonntags 25% 412€ 4,00€ 3,70 €
24.und 31.12.
ab 6 Uhr 35% 577€ 559€ 5]18¢€
Feiertagsarbeit ohne
Freizeitausgleich 135% 22,26€ 21,57€ 20,00€

Die Zeitzuschlige entsprechen den gegenwadrtig gelten-
den tarifvertraglichen Regelungen.

Il. Sachkosten je Stunde:
Anfahrtspauschale Kehrmaschine 21,00 €
je 1/6 Stunde je Stunde

Einsatzwagen 2,00 € 12,00 €
Bereitschaftsdienst
Lkw bis 7,5 t 1,67 € 10,00 €
Lkw tiber 7,5t 4,00 € 24,00 €
Kehrmaschine 4,00 € 24,00 €
Kleinkehrmaschine 450 € 27,00 €
Radwegbetreuungsgerat 2,25 € 13,50 €
Pressmiillwagen 450 € 27,00 €

lll. Aligemeines

Bei der Berechnung wird je angefangene zehn Minuten
1/6 Stundensatz zugrunde gelegt. Sondervereinbarun-
gen zwischen den Abfallwirtschaftsbetrieben und dem
Auftraggeber konnen fiir Leistungen getroffen werden,
die in diesem Tarif nicht beriicksichtigt sind.
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IV. Entgeltliste fiir die Annahme von Abfallen

a) Altholz Al - Il 90,00 €/t
b) Altholz A IV 130,00 €/t
¢) Wurzelstocke 45,00 €[t
d) Flachglas 70,00 €/t
e) Reifen 2,50 €/Stiick
f) Griinabfille 45,00 €[t
g) Entgelt gemischte Abfille 190,00 €/t
zur Verwertung
h) Mineralwolle 195,00 €/t
i) Asbestabfille 140,00 €/t

Dieser Tarif tritt ab dem 1. 1. 2018 in Kraft. Gleichzeitig
wird der derzeit giiltige Tarif aufgehoben.

Der vorstehende Tarif wird hiermit 6ffentlich bekannt
gemacht.

Miinster, den 18. Dezember 2017
Der Oberbiirgermeister
Markus Lewe

Umlegungsgebiet U 13: Wolbeck-Nord

Nach § 71 Baugesetzbuch (BauGB) wird bekannt ge-
macht, dass die durch den Umlegungsausschuss am
23.11.2017 nach § 76 BauGB beschlossene Vorwegnah-
me der Entscheidung fiir die Einwurfsgrundstiicke der
Ordnungsnummer 1.2, Von-Krekenbeck-Weg, Gemar-
kung Wolbeck-Kirchspiel, Flur 6, Flurstiicke 915 - 918
am 12.12. 2017 unanfechtbar geworden ist.

Nach § 72 (1) BauGB wird mit der Bekanntmachung der
bisherige Rechtszustand durch den in den Vorwegre-
gelungen vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt.
Die Bekanntmachung schliet die Einweisung der neuen
Eigentiimerin in den Besitz der zugeteilten Grundstiicke
ein.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Beteiligten konnen gegen die Bekanntmachung der
Unanfechtbarkeit Antrag auf gerichtliche Entscheidung
stellen. Uber den Antrag entscheidet das Landgericht
Arnsberg, Kammer fiir Baulandsachen. Wer vor dem
Landgericht Antrage zur Hauptsache stellen will, muss
sich durch eine Rechtsanwaltschaft vertreten lassen. Der
Antrag ist innerhalb von sechs Wochen, nachdem die
Unanfechtbarkeit bekannt gemacht worden ist, schrift-
lich oder miindlich zur Niederschrift bei der Geschafts-
stelle des Umlegungsausschusses der Stadt Miinster
(Postanschrift: Umlegungsausschuss der Stadt Miinster,
48127 Minster, Hausanschrift: Stadthaus 3, Albersloher
Weg 33, 48155 Miinster) zu erkldren. Die offentliche
Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages
des Amtsblattes vollzogen.

Der Antrag muss die Bekanntmachung der Unanfecht-



barkeit bezeichnen, gegen die er sich richtet. Er soll die
Erklarung enthalten, inwieweit die Bekanntmachung der
Unanfechtbarkeit angefochten wird und einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Er soll die Griinde sowie die Tatsa-
chen und Beweismittel angeben, die zur Rechtfertigung
des Antrages dienen.

Der Nachtbriefkasten befindet sich am Stadthaus 1,
Eingang Klemensstralle.

Wird die Frist durch das Verschulden einer bevollmach-
tigten oder vertretenden Person versiaumt, so wird
deren Verschulden den vertretenen Beteiligten zuge-
rechnet.

Minster, den 14. Dezember 2017

Umlegungsausschuss
der Stadt Miinster

L.S.

Erwin Scheer
Vorsitzender

Bekanntmachung gemal3 § 5 Abs. 2
des Gesetzes iiber die Umweltvertraglich-
keitspriifung (UVPG)

Die Saurer Technologies GmbH & Co. KG Elastomer
Components, Gustav-Stresemann-Weg 1, in 48155
Miinster hat einen Antrag zur wesentlichen Anderung
und zum Betrieb einer Anlage zum Vulkanisieren von
Natur- und Synthesekautschuk unter Verwendung von
Schwefel oder Schwefelverbindungen mit einem Einsatz
von weniger als 25 t Kautschuk je Stunde (Gemarkung
Miinster, Flur 178, Flurstiicke 667 und 329) vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist die Neuausriistung eines
Dampfkessels und die Errichtung eines Abgaswdschers
fiir die chemische Nachbehandlung vulkanisierter Pro-
dukte.

Gemald der 4. Verordnung zur Durchfiihrung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung tiber ge-
nehmigungsbediirftige Anlagen) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung
nach diesen Vorschriften.

Dariiber hinaus fallt das Vorhaben unter den Anwen-
dungsbereich des UVPG. Zur Feststellung des Erforder-
nisses einer Umweltvertraglichkeitspriifung ist fiir das
Vorhaben gemdl3 Anlage 1 Nr. 10.3.2 UVPG eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalls erforderlich.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde durch tiberschlagi-
ge Priifung nach MalRgabe der Schutzkriterien nach An-
lage 3 Nr. 2.3 UVPG festgestellt, dass keine Verpflichtung
zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung
als unselbststandiger Teil des Genehmigungsverfahrens
besteht. Die wesentlichen Griinde fiir das Nichtbeste-
hen einer UVP-Pflicht beruhen darauf, dass vom Ande-

rungsvorhaben die Umweltauswirkungen im Vergleich
zum Anlagenbestand zuriickgehen werden. Insbeson-
dere der geplante Nasswascher reduziert deutlich die
Freisetzung von Chlor im Abgas der Nachbehandlung
vulkanisierter Produkte. Die gednderte Betriebssteue-
rung am Dampfkessel hat keine Auswirkungen auf die
Emissionen. Anhaltspunkte fiir eine erhebliche nachteili-
ge Umweltauswirkung auf die Schutzgiter nach § 2

Abs. 1 UVPG liegen nicht vor.

Diese Feststellung ist gemald & 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG
nicht selbststdandig anfechtbar.

Die der Feststellung zugrunde liegenden Unterla-

gen konnen auf Antrag nach den Bestimmungen des
Umweltinformationsgesetzes beim Amt fiir Griinfla-
chen, Umwelt und Nachhaltigkeit der Stadt Miinster,
Albersloher Weg 33, 48155 Miinster eingesehen werden.

Az.:9963889

Miinster, den 18. Dezember 2017

Der Oberbiirgermeister
i. V.

Matthias Peck
Stadtrat

Aufnahme einer Kraftloserklarung

Das aufgebotene Sparkassenbuch
Nr. 373213404

ausgestellt von der Sparkasse Miinsterland Ost,
wird hiermit fir kraftlos erklart.

Minster, den 7. Dezember 2017
Sparkasse Minsterland Ost
Der Vorstand

Aufnahme einer Kraftloserkldarung

Das aufgebotene Sparkassenbuch
Nr. 302685268

ausgestellt von der Sparkasse Miinsterland Ost,
wird hiermit fir kraftlos erklart.

Miinster, den 7. Dezember 2017

Sparkasse Miinsterland Ost
Der Vorstand
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Aufnahme eines Aufgebotes
Der Glaubiger des in Verlust geratenen Sparbuches
Nr. 302763560

der Sparkasse Miinsterland Ost hat dessen Kraftlos-
erklarung beantragt.

Der Inhaber dieses Sparbuches wird hiermit aufgefor-
dert, binnen drei Monaten, gerechnet von dem u. g. Da-
tum an, seine Rechte unter Vorlegung des Sparbuches
anzumelden; andernfalls wird das Sparbuch fiir kraftlos
erklart.

Miunster, den 12. Dezember 2017

Sparkasse Miinsterland Ost
Der Vorstand
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Benachrichtigung iiber 6ffentliche Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW

Die nachfolgend aufgefiihrten Schriftstiicke der
Stadt Miinster werden durch eine 6ffentliche Bekannt-
machung zugestellt.

Bitte beachten Sie:

1. Mit dieser Benachrichtigung tiber eine 6ffentliche
Zustellung kdnnen Fristen in Gang gesetzt werden,
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kdnnen.

2. Das Schriftstiick gilt als 6ffentlich zugestellt, wenn
seit dem Tag der Bekanntmachung dieser Benach-
richtigung zwei Wochen verstrichen sind.

3. Das Schriftstlick kann eine Ladung zu einem Ter-
min enthalten. Das Versdumen dieses Termins kann
Rechtsnachteile zur Folge haben.

Sie oder ein/-e von lhnen dazu Bevollmachtigte/-r

konnen das Schriftstiick bis zum 5. 1. 2018 bei der

Stadt Miinster abholen oder einsehen beim

Presse- und Informationsamt

Stadthaus 1, KlemensstralBe 10, Zimmer 237

Zeit:

Montag bis Freitag von 8 bis 12 Uhr; Donnerstag auch
13.30 bis 15 Uhr oder nach Terminvereinbarung unter
Telefon 0251 492 1302

Ausweisdokumente:

Bitte bringen Sie unbedingt ein Ausweisdokument mit,
wenn Sie das Schriftstiick abholen.

Sofern Sie als Bevollmdchtigte/r erscheinen, benotigen
Sie Ihr eigenes Ausweisdokument; den Nachweis der
Bevollmdchtigung und ein Ausweisdokument des Zu-
stelladressaten.

Ausweisdokumente deutsche Mitbiirger/-innen:
Personalausweis, Reisepass

Ausweisdokumente auslindische Mitblrger/-innen:
Nationalpass, internationaler Reiseausweis, Ausweisersatz

Ein Fiihrerschein reicht nicht.

Name und letzte bekannte Anschrift Datum des Aktenzeichendes | Artdes

des Zustellungsadressaten Schriftstiicks | Schriftstiicks Schriftstiicks*
Mirela Sutrovic, Peterstral3e 3, 48151 Miinster 15.12.2017 59.2411.093211 Bescheid

Irena Ebbinghaus, ul. Syrynska 2, 02-639 Warszawa, 22.11.2017 20.32.0011; Bescheid

woj. Mazowiecki, POLEN 2000.0536.1453

Robina Shaheen, HensenstralRe 185, 48161 Miinster 19.12.2017 4098.0198.7180 Bescheid

*Enthdlt das Schriftstiick eine Ladung zu einem Termin, kann das Versidumen dieses Termins Rechtsnachteile zur Folge haben.

Amtsblatt Nr. 23 vom 22. Dezember 2017 247




248 Amtsblatt Nr. 23 vom 22. Dezember 2017

Impressum

Herausgeberin:

Redaktion:

Druck:

Stadt Miinster

Presse- und Informationsamt
Stadthaus 1, Klemensstral3e 10,
48143 Muinster

Heike Schulz

Tel.02 51/4 92-13 02

Fax 02 51/4 92-77 12

E-Mail:
SchulzHeike@stadt-muenster.de
www.stadt-muenster.de/
amtsblatt.html

Personal- und Organisationsamt
Expedition und Druck

Einzelnummern sind in der Miinster-Information im
Stadthaus 1, KlemensstralBe 10, erhaltlich.



mailto:SchulzHeike@stadt-muenster.de
http://www.stadt-muenster.de/amtsblatt.html

	Amtsblatt Nr. 23 vom 22. Dezember 2017
	Öffentliche Bekanntmachungen
	Öffentlicher Dienstleistungsauftrag für die Direktvergabe öffentlicher Personenverkehrsdienste durch die Stadt Münster an die Stadtwerke Münster GmbH
	Bescheid über die Gewährung eines ausschließlichen Rechts
	1. Ausschließliches Recht
	Begründung
	1.  Sachverhalt


	2.  Rechtslage
	2.1 Formelle Rechtmäßigkeit
	2.2 Materielle Rechtmäßigkeit

	Anlage 2b
	Erläuterung zu §5 Gewährung eines ausschließlichen Rechts


	Inkrafttreten der 2. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 441:  Gievenbeck – Ramertsweg/Dieckmannstraße/Roxeler Straße im Bereich des an der Roxeler Straße gelegenen SB-Warenhauses
	Bekanntmachungen gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
	Ökologische Verbesserung und strecken  weise Neutrassierung des Igelbachs (Gew.-Nr. 33284)
	Ökologische Verbesserung der Hunnebecke (Gewässer-Nr. 332324) mit Ausbildung einer Sekundäraue und Erneuerung des Durchlasses im Bereich B 54
	Ökologische Verbesserung und Durchlasserneuerung am Edelbach (Gew.-Nr. 32998) sowie Offenlegung Landwehrgraben
	Verlegung, naturnaher Ausbau und ökologische Verbesserung Getterbach (Gew.-Nr. 3268)

	Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des Entwurfs der ordnungsbehördlichen Verordnung der Bezirksregierung Münster zur Ausweisung des Naturschutzgebietes „Emmerbach“ im Gebiet der Stadt Münster
	Satzung zur Änderung der Abwassergebührensatzung der Stadt Münster (AGS)
	I.
	II. 
	1. Schmutzwassergebühr
	2. Niederschlagswassergebühr
	3. Gebühr für die Einleitung von Drainagewasser, Grundwasser, Spülwasser und austretendem Wasser aus Trinkwasserleitungen nach § 2 Abs. 1 Ziff. 1.2 und 1.3 AGS

	III. 

	Satzung zur Änderung der Gewässergebührensatzung der Stadt Münster (GGS)
	I.
	II.
	§ 1 Unterhaltungspflicht
	§ 2 Umlage des Unterhaltungsaufwandes

	III.
	Gebührentarif zur Gewässergebührensatzung der Stadt Münster

	Tarif für Leistungen der Abfallwirtschaftsbetriebe im Jahr 2018
	I. Personalkosten je Stunde
	Zeitzuschläge je Stunde

	II. Sachkosten je Stunde
	III. Allgemeines
	IV. Entgeltliste für die Annahme von Abfällen

	Umlegungsgebiet U 13: Wolbeck-Nord
	Rechtsbehelfsbelehrung

	Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
	Aufnahme einer Kraftloserklärung
	Aufnahme einer Kraftloserklärung
	Aufnahme eines Aufgebotes
	Benachrichtigung über öffentliche Zustellungen gem. § 10 Landeszustellungsgesetz NRW
	Zeit
	Ausweisdokumente


	Impressum
	Herausgeberin
	Redaktion
	Druck





